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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 73. 


(Nr. 7241.) Privilegium wegen Ausgabe von auf den Inbaber lautenden Obligationen der 
Stadt Duisburg im Betrage von 250,000 Thalern. Vom 28. Oktober 1868. 


. Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2. 


ertheilen, nachdem die Stadtverordneten⸗Verſammlung zu Duisburg darauf an⸗ 
getragen hat, zur Beſtreitung der Koſten mehrerer gemeinnütziger Einrichtungen 
ihr zur Aufnahme eines Darlehns von 250,000 Thalern (zweihundert funfzig⸗ 
dtauſend Thalern) gegen Ausſtellung auf den Inhaber lautender und mit Zins⸗ 
kupons verſehener Obligationen Unſere landesherrliche Genehmigung zu ertheilen, 
und bei dieſem Antrage im Intereſſe der Stadtgemeinde ſowohl als der Gläubiger 
ſich nichts zu erinnern gefunden hat, in Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes vom 
17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungsverbind⸗ 
lichkeit an jeden Inhaber enthalten, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere 
landesherrliche Genehmigung zur Ausgabe gedachter Obligationen unter nachſte⸗ 
henden Bedingungen. 
9. 1. 


Es werden ausgegeben: 

a 500 Obligationen, jede zu 100 Thalern = 50,000 Thaler, 
b) 200 . „ „ 500 . 100,000 nm. 
e) 100 - 1000 „ = 100,000 


in Summa = 250,000 Thaler. 


Die Obligationen find nach dem anliegenden Schema auszuſtellen, mit fünf 

. vom Hundert jährlich zu verzinſen, von Seiten der Gläubiger unkündbar, von Seiten 

der Stadt Duisburg aber mit Eins vom Hundert der ausgegebenen Obligationen 
unter Zurechnung der Zinſen der getilgten Obligationen jährlich zu amortiſiren. 

Bi Vorſtehendes Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 

ertheilen und durch welches für die Befriedigung der Obligationen⸗Inhaber kei⸗ 
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Ausgegeben zu Berlin den 20. November 1868. 


Ey 994 —. 85 I : | | 7 a 


nerlei Gewährleiſtung Seitens des Staates bewilligt wird, iſt nebſt dem Schema 
der Obligationen, der Zinskupons und der zu dleſen ee Anweiſungen 
(Talons) durch die Geſetz⸗Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 4 


Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 94 


Gegeben Berlin, den 28. Oktober 1868. 
(I. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulen burg. 1 
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Xheinprovinz, Kegierungsbezirk Düſſeldorf. 


Duisburger Stadt⸗Obligation 


der 


Anleihe von Zweihundertfunfzig Tauſend Thalern 


über Thaler Preußiſch Kurant. 


(Ausgefertigt in Gemäßheit des landesherrlichen Privilegiums vo mn a 
Geſetz- Sammlung von 186. Stück ) 1 


€ 


Der Bürgermeiſter der Stadt Duisburg und die von der Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung hierzu beſtellte ſtädtiſche Anleihe und Schuldentilgungs-Rommifften 
beurkunden und bekennen hierdurch, daß der Inhaber dieſer Obligation in Folge 
einer Hire n an die Stadtkaſſe ein Kapital vnn Thalern 
Preußiſch Kurant von der Stadt Duisburg zu fordern hat. Be: 
Die Zinſen dieſes Kapitals find auf fünf vom Hundert für das Jahr 4 
feſtgeſetzt und werden am 30. Juni und 31. Dezember jeden Jahres fällig. Sie 
werden nur gegen Rückgabe der zu der Obligation jedesmal für fünf Jahre aus⸗ 
gefertigten Kupons gezahlt, und dieſe werden ungültig und werthlos, wenn ſie 
nicht vor Ablauf des vierten Kalenderjahres nach dem eingetretenen i 2 
el 


1 
8 


termine bei der Stadtkaſſe zur Zahlung präſentirt werden. Jeder Serie von 
Kupons wird eine Anweiſung (Talon) beigegeben, gegen deren Rückgabe die Ver⸗ 
abfolgung der folgenden Serie an den Inhaber 110 gt. Die Tilgung der An⸗ 
leihe, wozu jährlich Ein Prozent der ausgegebenen Obliggtionen und die Zinſen 
der eingelöſten Obligationen beſtimmt ſind, erfolgt durch Ankauf oder Auslooſung 
der Obligationen. Der Stadt bleibt das Recht vorbehalten, mit Genehmigung 
der Königlichen Regierung zu Düffeldorf den Tilgungsfonds zu verſtärken oder 
auch, jedoch nicht vor dem Jahre 1879., die ſämmtlichen dann noch nicht getilgten 
Obligationen zu kündigen, wogegen den Inhabern der Obligationen eine Kündi⸗ 
0 fa nicht zuſteht. Die ausgelooſten Obligationen, die etwaige Kündigung ſämmt⸗ 
tccher noch nicht getilgten Obligationen und der Tag der Rückzahlung werden 
durch das Amtsblatt oder den öffentlichen Anzeiger der Königlichen Regierung zu 
Diüſſeldorf, durch den Preußiſchen Staatsanzeiger und durch das hieſige Kreis⸗ 
blatt wenigſtens drei Monate vor dem Rückzahlungstage öffentlich bekannt gemacht. 
Sollte eins oder das andere dieſer Blätter eingehen, ſo beſtimmt die Stadtver⸗ 
waltung mit Genehmigung der Königlichen Regierung zu Düſſeldorf ein anderes 
an ſeine Stelle tretendes. 
8 Mit dem Ablaufe des angekündigten Zahlungstages hört die Verzinſung 
des betreffenden Kapitals auf. 

Die Rückzahlung des Kapitals erfolgt gegen Auslieferung der Obligation 
nebſt den nicht verfallenen Zinskupons. 5 Ermangelung letzterer wird deren 
Betrag vom Kapitale in Abzug gebracht, um zur Einlöſung der Kupons verwendet 
zu werden. N 

5 Für die richtige Verzinſung und Tilgung des Kapitals haftet das Geſammt⸗ 
vermögen und die Geſanumtennahme der Stadt. 
8 Wenn ausgelooſte oder gekündigte Obligationen nicht binnen dreißig Jah⸗ 
ren nach dem Kündigungstage zur Zahlung präſentirt oder als verloren oder ver⸗ 
nichtet zur Amortiſation nach den unten folgenden Bedingungen angemeldet wer⸗ 
den, ſo erliſcht die Schuldverpflichtung der Stadt. 
8 Solche Obligationen ſollen bis dahin alle drei Jahre von der Stadt⸗ 
verwaltung durch die oben bezeichneten Blätter aufgerufen werden. f 
In Anſehung der verlorenen oder vernichteten le oder Zinskupons 
finden die auf die Staatsſchuldſcheine und deren Zinskupons Bezug habenden 
Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. wegen des Nufgebots und 
der Amortiſation verlorener oder vernichteter Staatspapiere $$. 1. bis 13. mit 
nachſtehenden näheren Beſtimmungen Anwendung: 
I) Die im F. 1. vorgeſchriebene Anzeige muß der ſtädtiſchen Anleihe⸗ und 
Schuldentilgungs⸗Kommiſſion gemacht werden. Dieſer werden alle die⸗ 
jenigen Geſchäfte und Befugniſſe beigelegt, welche nach der angeführten 
. Verordnung dem Schatzminſſterium zukommen. Gegen die 9 
ARTE der Kommiſſion findet jedoch binnen vier Wochen nach der Zuſtellung 
0 N der Rekurs an die Königliche Regierung zu Düſſeldorf ſtatt. 
2) Das in dem F. 5. gedachte Aufgebot erfolgt bei dem Königlichen Kreis⸗ 
gerichte zu Duisburg. i f 
8 Lr. 7241.) 1862 3) Die 


en Die in der 89. 5. bis und 12. vorgeſchriebenen Be kanntmach 
pollen durch diejenigen Blätter 19 Dh welche die ee 
‚Obligationen befannt zu machen ſind. 


4) An Stelle der im $. 7 erwähnten ſechs Zinszahlungstermine follen 
acht, und an die Stelle des im $. 8. 1 ne PR 
termins foll der e e f 


Die hädtfhe Anleihe 1107 b Shut 
tilgungs⸗ Kommiſſion. 
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Rheinproving, Vegferungsbezirk Düſſeldor. 
1 nie . 
Fate, Kupon 


Duisburger Es Oblig ation 


Littr .. Mr über 10 
5 Thaler Sg i 
Inhaber empfängt am 30. Juni 18.. an halbjährigen Zinſen obiger 
Stadt⸗ Obligation Thaler Sar e Pf. aus der Stadtkaſſe zu 


Duisburg. Dieſer Kupon wird ungültig 15 werthlos, wenn der Betrag nicht 
bis zum 31. Dezember 18. erhoben wird. 


Duisburg, den ben 18. 

Die ſtaͤdtiſche Anleihe: und Schulden- 
tilgungs⸗Kommiſſion. 

(Die Namen in Fakſimile gedruckt.) 


Der Stadt⸗Rendant. 
(Unterſchrift.) 


Der Buͤrgermeiſter. 


g Serie I. 
1 Zweiter Kupon 


zur 

Duisburger Stadt⸗Obligation 

Litir. Mr Nieren Thaler 
N Thaler Sgr. Pf. 

5 Inhaber empfängt am 31. Dezember 18.. an halbjährigen Zinſen obiger 
Stadt⸗Obligation . That Sg.. Pf. aus der Stadtkaſſe zu 
Duisburg. Dieſer Kupon wird ungültig und werthlos, wenn der Betrag nicht 
bis zum 31. Dezember 18. erhoben 15 f 


Duisburg, den ben 
Die ſaͤdiiſche Anleihe⸗ und Schulden⸗ 


Der Buͤrgermeiſter. tilgungs Kommiſſion 
(Namen gedruckt in Fakſimile.) 
Der Stadt⸗Rendant. 
(Unterſchrift.) 


Rhein⸗ 
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1175 un "Replekingebetr! eke „„ 

Anweiſfung 55 

zur 155 

Duisburger Stadt⸗ g era 5 
Littr. un. über m. 


Jyuhaber biefer Ainseifing, (Talon) una gegen deren Rückgabe an die 
Duisburger Stadtkaſſe am n 18.. die zweite Serie von zehn 
halbjährigen Zinskupons zur obigen Duisburger Stadt⸗Obligation. 


Die Rückgabe muß binnen Jahresfriſt vom obigen Tage geſchehen, widrigen⸗ 
falls die Aushändigung der neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Stadt⸗ 
Obligation erfolgt, wenn deren Vorzeigung vor Rückgabe des Talons geſchieht. 


Duisburg, den en 18. 


Die ſtaͤdtiſche Anleihe: und Schulden: 
tilgungs⸗Kommiſſion. 
(Namen gedruckt in Fakſimile.) = „„ 
Der Stadt⸗Rendant. „ 
(Unterſchrift.) 


Der Buͤrgermeiſter. 


(Ir. 7242) 


(Nr. 7242.) Allerhöchſter Erlaß vom II. Nopember 1868, betreffend die Genehmigung des 
Regulativs für die Organiſation der Verwaltung des kommunalſtändiſchen 
Vermögens und der kommunalſtändiſchen Anſtalten in dem kommunal⸗ 
ſtändiſchen Verbande des Regierungshbezirks Kaſſel. 


Au den Bericht vom 8. d. Mts. will Ich in Gemäßheit der $$. 2. und 28. 

Meiner Verordnung vom 20. September 1867., betreffend die kommunalſtän⸗ 

diſche Verfaſſung im Gebiete des Regierungsbezirks Kaſſel, dem Antrage des 

Kommunallandtages dieſes Regierungsbezirks entſprechend, das anliegende 

f Regulativ für die Organiſation der Verwaltung des kommunalſtändiſchen 
. Vermögens und der kommunalſtändiſchen Anſtalten in dem kommunal⸗ 

ſtändiſchen Verbande des Regierungsbezirks Kaſſel 

hiermit genehmigen. 5 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 5 a | 

Berlin, den 11. November 1868. 


Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. 


An den Miniſter des Innern. 
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Regulati v 
für die 
Organiſation der Verwaltung des kommunalſtaͤndiſchen Vermo⸗ 


gens und der kommunalſtaͤndiſchen Anſtalten in dem kommunal⸗ 1 
ſtaͤndiſchen Verbande des Regierungsbezirks Kaſſel. 


SR: 
Ständiſcher Verwaltungsausſchuß. 
Zum Zwecke der Verwaltung des Vermögens und der Anſtalten des 
kommunalſtändiſchen Verbandes des Regierungsbezirks Kaſſel wird ein 


„ſtändiſcher Verwaltungsausſchuß“ 
beſtellt. | 


§. 2. 


Zuſammenſetzung des Ausſchuſſes. 
Der Ausſchuß beſteht aus: 


1) dem jedesmaligen Vorſitzenden des Kommunallandtages, welcher auch in 1 
der Zwiſchenzeit bis zum nächſten Kommunallandtage im Ausſchuſſe ver 
bleibt, und in deſſen Verhinderung dem Stellvertreter deffelben; a 


2) acht Mitgliedern, welche vom Kommunallandtage aus feiner Mitte der 1 
geſtalt gewählt werden, daß jedem der vier Stände je zwei Mitglieder 
angehören. i 1 

N Die Wahl zu 2. erfolgt auf die Dauer des Mandats der Kommunal 
landtags⸗Abgeordneten ($. 16. der Verordnung vom 20. September 1867.), mit 
der Maaßgabe jedoch, daß bei Ablauf der Wahlperiode die Mitgliedſchaft m 
Ausſchuſſe bis zur Wahl des Nachfolgers fortdauert. 1 

i Aus jedem Stande ſind zwei Stellvertreter zu wählen, welche für den Fall 


der Behinderung eines Mitgliedes des betreffenden Standes für die Dauer der 
ſelben nach der durch die erhaltene Stimmenzahl und bei Stimmengleichheit durch 


das Loos zu beſtimmenden Reihenfolge eintreten. 


9. 3 


e 
e 


Wirkungskreis des Ausſchuſſes. 
; Der Ausſchuß hat die Verwaltung des kommunalſtändiſchen Vermögens 
und der kommunalſtändiſchen Anſtalten nach Maaßgabe der Beſchlüſſe des Kommu⸗ 
nallandtages, insbeſondere auch in Gemäßheit des von dieſem feſtzuſtellenden 
Finanz⸗Etats, zu führen. 


. Inwieweit im Uebrigen der Ausſchuß die Verwaltung ſelbſtſtändig zu führen 
oder die Beſchlußfaſſung des Kommunallandtages zu erwirken hat, wird, ſoweit 
die für die einzelnen Verwaltungszweige beſtehenden Anordnungen darüber keine 
Beſtimmung treffen, durch Beſchluß des Landtages feſtgeſetzt. 

. Der Ausſchuß hat über die Ergebniſſe der Verwaltung dem Kommunal⸗ 
landtage Jahresberichte zu erſtatten. 5 

* Seinen Geſchäftsgang regelt der Ausſchuß durch eine von ihm zu 
= e durch Beſchluß des Kommunallandtages feſtzuſtellende Geſchäfts⸗ 
ordnung. 


§. 4. 


Der Vorſitzende des Kommunallandtages. 


Dier Vorſitzende des Kommunallandtages und in deſſen Behinderung der 
Stellvertreter deſſelben führt den Vorſitz im Ausſchuſſe. Er beruft denſelben und 
leitet die Verhandlungen nach Maaßgabe der Geſchäftsordnung ($. 3. a. S.). 
Er iſt berechtigt, jederzeit, namentlich auch wenn der Ausſchuß nicht verſammelt 
iſt, Kenntniß von dem Gange der Verwaltung zu nehmen, und find die ſämmt⸗ 
lichen ſtändiſchen Beamten verpflichtet, ihm jede verlangte Auskunft zu gewähren. 
x Maaßregeln, welche nach feiner Anficht die Befugniſſe der ſtändiſchen Be⸗ 
amten überſchreiten oder für den kommunalſtändiſchen Verband und die Aufgaben 
deſſelben weſentlichen Nachtheil herbeiführen würden, kann er bis zur nächſten 
Ausſchußſitzung beanſtanden. 

Auf Verlangen des Landesdirektors ($$. 5. 6.) it in dieſem Falle 
eine außerordentliche Ausſchußſitzung Behufs Entſcheidung der Streitfrage ohne 
Verzug zu berufen. 

Auf Antrag von drei Ausſchußmitgliedern hat der Vorſitzende ſtets eine 

Sitzung zu berufen. g 


$. 5. 
Ständiſche obere Beamte. 


Ziur Beſorgung der laufenden Verwaltungsgeſchäfte wird ein beſoldeter 
Odberheamte angeſtellt, welcher vom Landtage zu wählen und vom Könige zu be⸗ 
ſtätigen iſt. Er führt den Titel eines Landesdirektors. 

Die Anſtellung erfolgt auf ſechs bis zwölf Jahre. ö 
1 Der Landesdirektor kann Mitglied des Landtages, nicht aber des Aus⸗ 
ſchuſſes fein. 

Er hat feinen Wohnſtitz in Kaſſel zu nehmen. i 

5 Er wird vom Landtagsvorſitzenden beeidigt und in ſein Amt eingeführt. 
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Dem Landesdirektor können nach Bedürfniß noch andere vom Landtage 
zu wählende obere Beamte zugeordnet werden. Sie werden vom Vorſitzenden 
des Landtages vereidigt und in ihre Aemter eingeführt. 3 


8 5 5 


2 
Sr 


$. 6. 1 460% 

Obliegenheiten des Landesdirektors. I N 

Der Landesdirektor führt als erſter ſtändiſcher Beamte die laufenden 

Geſchäfte der Verwaltung ſelbſtſtändig. Er bereitet die Beſchlüſſe des Aus 

ſchuſſes vor und trägt für die Ausführung derſelben Sorge. Be 
Er vertritt die ſtändiſche Verwaltung nach Außen, verhandelt Namens 

derſelben mit Behörden und Privatperſonen. 2: 
Im Uebrigen wird der Umfang der Amtspflichten des Landesdirektors 

und der etwaigen anderen oberen Beamten, ſowie ihre gegenſeitige dienſtliche 

Stellung von dem Ausſchuſſe durch beſondere Geſchäftsinſtruktionen geregelt, 

deren Genehmigung dem Kommunallandtage vorbehalten bleibt. 1 


$. 7. 


Ständiſche Büreaubeamte. 


Die Stellen der zur Beſorgung der Büreau⸗, Kaſſen⸗, techniſchen und 
anderen Geſchäfte des Ausſchuſſes nöthigen Beamten werden der Zahl, der Dienſt⸗ 
einnahme und der Art der Beſetzung (auf Lebenszeit, auf Zeit, auf Kün. 
digung) nach auf Vorſchlag des Ausſchuſſes mittelſt des Finanzetats beftimmt. 

Die Beſetzung dieſer Stellen erfolgt durch den Ausſchuß, ſofern nicht 
der Landtag die Anſtellung einzelner Beamten ſich vorbehält. e 

Dieſe Beamten werden von dem Landesdirektor vereidigt und in ihre Aem⸗ 

ter eingeführt. Sie erhalten ihre Geſchäftsinſtruktionen voin Ausſchuſſe. a 
Das ſtändiſche Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen wird durch beſonderes Regle⸗ 1 
ment geordnet. 12 1 


Ständiſche Lokalkommiſſionen. N 5 

Für die unmittelbare Verwaltung und Beaufſichtigung einzelner ſtändiſche n: 
weben können beſondere ſtändiſche Kommiſſionen oder Kommiſſare beſtellt i 
werden. N. 
Die Einfegung, die Begrenzung der Zuſtändigkeit und die Art und Weife 
der Zuſammenſetzung derſelben hängt vom Beſchluſſe des Kommunallandtages 
ab. Die Wahl der Mitglieder ſteht dem Ausſchuſſe zu, wenn ſich der Kom 
munallandtag dieſelbe nicht für einzelne Anſtalten beſonders vorbehält. ; 
Die Kommiſſionen oder Kommiſſare empfangen vom Ausſchuſſe ihre Gr 
ſchäftsanweiſung und führen ihr Geſchäft unter Leitung des Landesdirektors 
und der Mitaufſicht des Ausſchüſſes. 7 


A 
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ee 
Ständiſche Inſtitutsbeamte. 
Ueber die an den einzelnen ſtändiſchen Inſtituten anzuſtellenden Beamten, 
über die Art der Anſtellung derſelben, und inwieweit dabei die Beſtimmungen 
des Reglements über die Civilverſorgung ꝛc. der Militairperſonen vom 20. Juni 
1867. (FF. 11. und 12.) zur Anwendung kommen, wird durch die für dieſe In— 
ſtitute zu erlaſſenden Ordnungen beſtimmt. 


$. 10. 
Beſtallungen. 


Sämmtliche ſtändiſche Beamten haben die Rechte und Pflichten mittel: 
barer Staatsbeamten. Die beſonderen dienſtlichen Verhältniſſe der ſtändiſchen 
Beamten werden durch ihre Beſtallungen geregelt, welche für die oberen Be⸗ 
amten ($. 5.) vom Vorſitzenden des Kommunallandtages, für die übrigen vom 
Landesdirektor ausgefertigt werden. 


8 
Oberaufſicht. 


Dier Oberpräſident iſt Behufs Wahrnehmung der ihm nach F. 28. der 
Verordnung vom 20. September 1867. zuſtehenden Oberaufſicht befugt, über 
alle Gegenſtände der ſtändiſchen Verwaltung Auskunft zu erfordern, und an den 
Berathungen des Ausſchuſſes entweder ſelbſt oder durch einen zu ſeiner Ver⸗ 
tretung abzuordnenden Staatsbeamten Theil zu nehmen. 
= Er hat Beſchlüſſe des Ausſchuſſes, welche deſſen Befugniſſe überſchreiten 
oder das Staatswohl verletzen, zu beanſtanden und, ſofern eine das Vorhanden⸗ 
ſein dieſer Vorausſetzungen begründende ſchriftliche Eröffnung an den Ausſchuß 
erfolglos geblieben iſt, Behufs Entſcheidung über deren Ausführung dem 
fenden Reſſortminiſter einzureichen. 
Dem Oberpräſidenten iſt demgemäß von den Sitzungen des Ausſchuſſes 
unter Angabe der Berathungsgegenſtände durch den Vorſitzenden zeitig Anzeige 
zu machen, und find ihm auf Erfordern Ausfertigungen der Beſchlüſſe des 
Ausſchuſſes zur Kenntnißnahme mitzutheilen. 
\ Der Oberpräſident kann ſich bei den Lokalkommiſſionen durch einen Be⸗ 
amten vertreten laſſen. Wird von dieſem eine Maaßregel der Kommiſſion be⸗ 
anſtandet, ſo iſt die Angelegenheit zunächſt an den ſtändiſchen Ausſchuß zur 
weiteren Beſchlußnahme zu bringen a 


9. 12. 


i Ausführungsbeſtimmungen zum Allerhöchſten Erlaſſe vom 16. September 1867. 


Der Uebergang derjenigen bisherigen Staatsanſtalten in die ſtändiſche 
(Nr. 7242.) Ver⸗ 


3 Kaſſel f 
demſelben zur Unterſtützung e⸗ und a überwieſe 
Nittel, wird durch beſondere im Emperſtändniſe mi der "Stoalsegierung 
an Reale geordnet. 


x 


u mne. 


